Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Dietmar Keiler, Ulla Jelpke 
und der Gruppe der PDS/Linke Liste 


Gieichstellung von ostdeutschen Lehrerinnen und Lehrern 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die Bundesregierung wird aufgef ordert, dem Deutschen Bun- 
destag einen neuen Gesetzentwurf zur „Änderung von Vor- 
schriften der Lehrerbesoldung" vorzulegen, der die nach dem 
Recht der DDR erworbenen Lehrbefähigungen grundsätzlich 
als gleichwertig anerkennt und DDR-Lehrbefähigungen nach 
Maßgabe der „Vereinbarung der Kultusministerkonferenz vom 
6./7. Mai 1993 über die Anerkennung und Zuordnung der 
Lehrerausbildungsgänge der ehemaligen DDR" in die Bundes- 
besoldungsordnung einordnet. 

2. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, den 
Gesetzentwurf so rechtzeitig vorzulegen, daß er in der laufen- 
den Legislaturperiode abschließend beraten und das Gesetz 
zum 1. Dezember 1994 in Kraft treten kann. 

Bonn, den 21. Juni 1994 

Dr. Dietmar Keller 
Ulla Jelpke 

Dr. Gregor Gysi und Gruppe 
Begründung 

Sowohl der Einigungsvertrag als auch die Präambel des Grundge- 
setzes gebieten eine Gleichstellung von Lehrerinnen und Lehrern 
in Ost und West. Dazu gehört auch die besoldungsrechtliche 
Gleichstellung durch Überleitung von DDR-Lehrbefähigungen in 
das allgemeine Besoldungsrecht. Die Kultusministerkonferenz ist 
mit ihren Greifswalder Beschlüssen vom Mai 1993 ihren Ver- 
pflichtungen aus Artikel 37 Abs. 2 des Einigungsvertrages nach- 
gekommen, Die in Greifswald gefundenen Kompromisse entspra- 
chen dem politischen Willen des Einigungsvertrages nach Über- 
leitung der in der DDR erworbenen Lehrbefähigungen im Sinne 
einer Gleichstellung im Rahmen einer bundeseinheitlichen Rege- 
lung. 
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Die Bundesregierung hat bislang entgegen der Kultusminister- 
konferenz eine solche Gleichstellung verweigert. Sie wird deshalb 
mit diesem Antrag zur Schaffung gleichberechtigter Besoldungs- 
verhältnisse in Ost und West aufgefordert. 

Besonders folgende Gründe sprechen für bundeseinheitliche und 
gegen landesrechtliche Regelungen: 

1. Mit „ausreichendem Spielraum" ausgestattete Landesregelun- 
gen, die Lehrbefähigungen der DDR als „Altfälle" außerhalb 
des Bundesbesoldungsrechtes gesondert regeln, widerspre- 
chen dem Grundsatz der Gleichbehandlung von in Ost und 
West erworbenen Lehrbefähigungen und dem dazu in den 
Beschlüssen der Kultusministerkonferenz gefundenen Kon- 
sens. Eine Gleichbehandlung ist nur durch eine bundeseinheit- 
liche Regelung zu gewährleisten. Diese muß eine Anerken- 
nung der Gleichwertigkeit der in der DDR erworbenen Lehrbe- 
fähigungen und eine dementsprechende Einstufung in die 
Bundesbesoldungsordnung beinhalten. 

2. Die Delegierung der Verantwortung auf die Länder würde es 
ermöglichen, daß identische, in der DDR erworbene Lehrbefä- 
higungen in verschiedenen ostdeutschen Ländern unterschied- 
lich eingestuft werden. Dadurch würden zwangsläufig neue 
Ungerechtigkeiten und sozialer Unfriede gestiftet. Die beruf- 
liche Freizügigkeit innerhalb der ostdeutschen Länder wäre für 
Lehrerinnen und Lehrer massiv gefährdet und die Besoldungs- 
einheit im Bund würde ausgehöhlt. 
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